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Mit einem Beitrag der 
H/W/S Dr. Pipping 
Rechtsanwaltsgesellschaft 

Nach bisheriger Rechts- und Verwaltungs-
auffassung setzte eine gewinnneutrale 
Realteilung die Aufgabe des Betriebs der 
bisherigen Mitunternehmerschaft voraus. 
Dies hatte eine Aufteilung des Gesell-
schaftsvermögens unter den Mitunter-
nehmern zur Folge. Mindestens einer von 
ihnen musste seine ihm bei der Aufteilung 
zugewiesenen Wirtschaftsgüter in ein an-
deres Betriebsvermögen überführen.  An 
dieser Auffassung hält der Bundesfinanz-
hof nicht mehr fest. 

Nach der neuen Rechtsprechung liegt eine 
gewinnneutrale Realteilung auch dann 
vor, wenn ein Mitunternehmer unter Über-

nahme eines Teilbetriebs aus einer Mit-
unternehmerschaft ausscheidet und sie 
unter den verbliebenen Mitunternehmern 
fortgeführt wird.

Ein steuerpflichtiger Veräußerungstatbe-
stand liegt allerdings dann vor, wenn dem 
Ausscheidenden neben der Übertragung 
des Teilbetriebs eine Rente zugesagt wird, 
die sich nicht als betriebliche Versor-
gungsrente darstellt. Der Veräußerungs-
gewinn errechnet sich aus dem Kapital-
wert der Rente zuzüglich dem Buchwert 
des übernommenen Teilbetriebs abzüglich 
etwaiger Veräußerungskosten und dem 
Wert des Kapitalkontos

Sonderabschreibung geplant
für den Neubau von Mietwohnungen in Ballungsgebieten

Mit der Einführung einer zeitlich befriste-
ten Sonderabschreibung will die Bundes-
regierung die Schaffung neuer Mietwoh-
nungen in ausgewiesenen Fördergebieten 
begünstigen. 
Gefördert wird die Anschaffung/Herstel-
lung neuer Gebäude oder Eigentumswoh-
nungen. Diese müssen mindestens zehn 
Jahre nach der Anschaffung/Herstellung 
zu Wohnzwecken entgeltlich überlassen 
werden. Bei Unterschreitung des Zehnjah-
reszeitraums wird die Sonderabschreibung 
rückwirkend versagt. 
Zusätzlich zur „regulären“ AfA können im 
Jahr der Anschaffung/Herstellung und im 
darauf folgenden Jahr jeweils bis zu 10 % 
sowie im dritten Jahr bis zu 9 % der An-
schaffungs- oder Herstellungskosten 
steuermindernd geltend gemacht werden. 
Weitere Voraussetzungen sind zu beach-
ten:

•	 Die Förderung ist beschränkt auf Neu- 
	 bauten, deren Baukosten max. 3.000 €  
	 je Quadratmeter Wohnfläche betra- 
	 gen, wovon max. 2.000 € je Quadratme- 
	 ter Wohnfläche gefördert werden.
•	 Die Förderung ist zeitlich befristet. Die 
	 Stellung des Bauantrags bzw. die Bau- 
	 anzeige müssen zwischen dem 1. Januar 
	 2016 und dem 31. Dezember 2018 erfol- 
	 gen. Letztmalig kann die Sonderab- 
	 schreibung im Jahr 2022 in Anspruch 
 	 genommen werden.
•	 Die neuen Wohnungen müssen in einem 
	 ausgewiesenen Fördergebiet liegen. Ein 
	 solches wird definiert in Anlehnung an 
	 die Mietenstufen des Wohngelds (Mie- 
	 tenstufen IV bis VI). Umfasst sind auch 
	 Gebiete mit Mietpreisbremse und abge- 
	 senkter Kappungsgrenze.

Nach Verabschiedung des 
Gesetzes durch Bundestag/
Bundesrat können die Maß-
nahmen erst in Kraft treten, 
wenn aufgrund beihilferecht-
licher Erwägungen die Ge-
nehmigung der Europäischen 
Kommission vorliegt.

Rechtsauffassung geändert
zur gewinnneutralen Realteilung

Sehr geehrte Leserin, 
sehr geehrter Leser,

seit 2006 führt das Wirtschaftsmaga-
zin FOCUS-MONEY in Zusammenarbeit 
mit renommierten Betriebsprüfern und 
Steuerspezialisten der Universität 
Hannover einen umfangreichen bun-
desweiten Steuerberater-Test durch. 
Auch 2016 konnten sich wieder alle 
deutschen Steuerberater an der em-
pirischen Auswertung beteiligen.

Auf dem Prüfstand standen dabei das 
steuerliche Fachwissen, die Spezia-
lisierung, die Struktur und der Erfolg 
der Kanzlei sowie die Umsatzentwick-
lung und vor allem die Qualität der 
Arbeit. Neben Fragen zur Struktur der 
Kanzlei galt es zudem knifflige Fach-
fragen der Betriebsprüfer zu steuer-
rechtlichen Details zu beantworten.
 
Die Ergebnisse des Tests wurden in 
der Ausgabe 17/2016 vom 20. April 
2016 in FOCUS-MONEY veröffentlicht. 
Wir freuen uns sehr darüber, dass die 
H/W/S GmbH & Co. KG nun in der Liste 
der deutschen TOP-Steuerberater ge-
führt wird. 

Diese Auszeichnung stellt für uns ein 
großes Kompliment für die geleistete 
Arbeit sowie unseren Beratungsan-
satz dar. Gleichzeitig spornt sie uns 
an, Sie als unsere Mandanten auch 
zukünftig qualifiziert, persönlich und 
erfolgreich zu beraten.

Unser herzlicher Dank gilt unseren 
Mandanten für Ihr Vertrauen und un-
seren Mitarbeitern, ohne die dieser 
Erfolg nicht möglich ist.  

Wir wünschen Ihnen viel Spaß bei der 
Lektüre. 
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Was Kunst ist, entscheidet die Künstlersozialkasse
Die Pflicht zur Abgabe an die KSK

Wenn ein Unternehmen in Werbung und 
Öffentlichkeitsarbeit investiert, muss es 
sich mit der Künstlersozialabgabe befas-
sen. Die Abgabe ist umstritten und wird 
sogar als verfassungswidrig qualifiziert. 
Das Bundesverfassungsgericht hat der-
zeit über eine Klage gegen die Erhebung 
der Künstlersozialabgabe zu entschei-
den. Es klagt ein Unternehmer, der für 
Werbung und Öffentlichkeitsarbeit eine 
Werbeagentur beauftragt hat. 

Nach § 24 Künstlersozialversicherungs-
gesetz (KSVG) sind u.a. Unternehmer, die 
für Zwecke ihres eigenen Unternehmens 
Werbung oder Öffentlichkeitsarbeit be-
treiben und dabei nicht nur gelegentlich 

Aufträge an selbstständige Künstler oder 
Publizisten erteilen, zur Künstlersozialab-
gabe verpflichtet. Der Abgabesatz beträgt 
5,2 %. Den Unternehmer trifft eine Mel-
depflicht der Entgelte für künstlerische 
bzw. publizistische Leistungen, was die 
Bemessungsgrundlage ergibt. Entgelte 
müssen der Künstlersozialkasse bis zum 
31.03. eines Jahres mitgeteilt werden. 

Das Bundessozialgericht definiert Wer-
bung als „alle Maßnahmen der Herstel-
lung, Anwendung und Verbreitung von 
Werbemitteln, die dazu dienen sollen, 
einzelne Personen oder ganze Konsu-
mentengruppen zu beeinflussen und zum 
Kauf von Gütern bzw. Dienstleistungen 
anzuregen.“  Werbung ist die „positi-
ve Darstellung des Unternehmens in der 
Öffentlichkeitsarbeit (sog. Imagepflege) 
und seiner Leistungen zum Zwecke der 
Gewinnung von Kunden, wie etwa bei der 
Beauftragung von Werbefotografen oder 
Webdesignern. 

Es gibt aber Ausnahmen: Nicht abgabe-
pflichtig sind z.B. Zahlungen an eine GmbH. 
Es unterliegen aber die von der GmbH an 
selbständige Künstler gezahlten Entgelte 
der Abgabepflicht. Den Unternehmer trifft  

eine Aufzeichnungspflicht. Die Verletzung 
der Melde-und Aufzeichnungspflichten 
ist eine Ordnungswidrigkeit und kann mit 
einer Geldbuße sanktioniert werden. 
Die Verfassungswidrigkeit der Abgabe 
wird u.a. vom Bund der Steuerzahler damit 
begründet, dass sie eingeführt wurde, um 
der Sonderbeziehung zwischen Künst-
ler und „Vermarkter“ gerecht zu werden. 
In Zeiten des Internets sei dies fraglich, 
da sich Künstler heute selbst vermarkten 
können. 

Zudem erstaunt, dass die Abgabe auf 
Leistungen von Künstlern erhoben wird, 
die selbst nicht in der Künstlerversiche-
rung versichert sind. 1987 urteilte das 
Bundesverfassungsgericht, die Abgabe 
sei verfassungskonform und begründete 
dies mit der geringen Höhe und der Ver-
meidung von Wettbewerbsverzerrungen. 

Ob das Gericht nun anders entscheidet, 
bleibt abzuwarten.

Johanna Trautner
Rechtsanwältin

lex i
Rechtsanwaltsgesellschaft
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Gutschrift eines übertragenen Wirtschaftsguts auf Kapitalkonto II 
ist keine Gewährung von Gesellschaftsrechten
Ein für die Praxis wichtiges Urteil im Zu-
sammenhang mit der Einbringung von 
Wirtschaftsgütern in eine Personengesell-
schaft hat der Bundesfinanzhof gefällt. 
Bringt beispielsweise ein Mitunternehmer 
ein Wirtschaftsgut aus einem Betriebs-
vermögen in eine Personengesellschaft 
ein, muss dies zum Buchwert geschehen, 
wenn ihm hierfür Gesellschaftsrechte ge-
währt werden. Dies ist regelmäßig günstig 
für den Einbringenden, weil er nicht die 
stillen Reserven des eingebrachten Wirt-
schaftsguts versteuern muss. 

Nach Auffassung des Bundesministeri-
ums der Finanzen (BMF) werden Gesell-
schaftsrechte sowohl durch die Buchung 
auf dem Kapitalkonto I als auch auf dem 
Kapitalkonto II gewährt. Das Kapitalkon-
to I ist dabei das feste Kapital, das die 
Beteiligungsquote des Gesellschafters 

ausdrückt. Das Kapitalkonto II wird als 
variables Konto geführt und gilt als Eigen-
kapitalkonto, wenn auf ihm auch Verluste 
des Gesellschafters verbucht werden und 
hat insbesondere steuerliche Bedeutung 
für Kommanditisten.

Das Gericht hat der Auffassung des BMF 
aber widersprochen und entschieden, 
dass durch die Buchung auf dem Kapi-
talkonto II keine Gesellschaftsrechte ge-
währt werden. 

Im entschiedenen Fall hatte ein Komman-
ditist ein Kiesvorkommen in seine GmbH & 
Co. KG eingebracht. Der Wert wurde sei-
nem Kapitalkonto II gutgeschrieben. Die 
Gesellschaft machte die Absetzungen für 
Substanzverringerung (AfS) auf das ak-
tivierte Kiesvorkommen geltend. Dies ist 
aber nur möglich, wenn die Gesellschaft 

dem Kommanditisten für den Wert des 
Kiesvorkommens Gesellschaftsrechte ge-
währt oder ein Entgelt gezahlt hat. Weil 
nach Auffassung des Gerichts keine Ge-
sellschaftsrechte gewährt worden waren, 
handelte es sich um eine unentgeltliche 
Übertragung, somit eine Einlage, auf die 
bei im Privatvermögen entdeckten Kies-
vorkommen keine AfS möglich sind.

Hinweis: Das Urteil steht in Wider-
spruch zur bisherigen Auffassung 

des BMF, so dass seine Reaktion abge-
wartet werden muss. Es wird erwartet, 
dass das Urteil von der Finanzverwaltung 
erst nach einer Übergangsfrist allgemein 
angewendet wird, so dass bisherige Ein-
bringungsvorgänge davon nicht negativ 
betroffen sind.
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Erleichterter Verlustabzug bei Ferienhäusern

Verluste aus der Vermietung eines Feri-
enhauses können selbst dann steuer-
mindernd berücksichtigt werden, wenn 
kein Überschuss der Einnahmen über die 
Werbungskosten zu erwarten ist. Dies hat 
das Finanzgericht Köln auch für den Fall 
angenommen, dass der Eigentümer sich 
eine Eigennutzung zunächst vorbehält 
und erst später ausschließt.
Ein Ehepaar hatte 1999 ein Ferienhaus 
erworben und hierfür einen Gästevermitt-
lungsvertrag über zehn Jahre abgeschlos-
sen. Zu der Zeit wollte das Ehepaar für 
maximal vier Wochen im Jahr das Ferien-
haus selbst nutzen. Erst ein Jahr später 
verzichteten sie auf die Selbstnutzungs-
möglichkeit. Im Übrigen entsprachen die 
tatsächlichen Vermietungstage den orts-
üblichen Tagen.
Das Finanzamt versagte den Verlustab-
zug, da innerhalb des 30 jährigen Prog-
nosezeitraums nicht mit einem Gewinn zu 

rechnen sei. Dem folgte das Gericht nicht. 
Ein uneingeschränkter Verlustabzug ist 
auch ohne Überschussprognose möglich, 
wenn eine Eigennutzung ausgeschlossen 
ist und die tatsächlichen Vermietungsta-
ge die ortsübliche Vermietungszeit nicht 
erheblich unterschreiten. Denn in die-
sem Fall sei typisierend von einer Absicht 
des Steuerpflichtigen auszugehen, einen 
Einnahmeüberschuss zu erwirtschaften. 
Diese gelte auch, wenn eine ursprünglich 
vereinbarte Eigennutzung nachträglich 
aufgehoben wird.

Personengesellschaft kann umsatzsteuerlich 
Organgesellschaft sein
Ist eine juristische Person (z. B. GmbH) 
finanziell, organisatorisch und wirt-
schaftlich in ein anderes Unternehmen 
eingegliedert, ist sie selber nicht Unter-
nehmerin (sog. Organgesellschaft); ihre 
Umsätze werden dem Unternehmen, in 
das sie eingegliedert ist (sog. Organträ-
ger), zugerechnet. Umsätze zwischen 
Organträger und Organgesellschaft un-
terliegen als sog. Innenumsätze nicht der 
Umsatzsteuer.

Der Bundesfinanzhof erweitert aufgrund 
unionsrechtlicher Vorgaben den Kreis 
möglicher Organgesellschaften in be-
stimmten Fällen auf Personengesell-
schaften. Wann eine Personengesell-
schaft Organgesellschaft sein kann, ist 
zwar noch nicht endgültig geklärt. Sie 
ist aber jedenfalls dann finanziell in ein 
anderes Unternehmen eingegliedert mit 
der möglichen Folge einer umsatzsteuer-
lichen Organschaft, wenn an der Perso-
nengesellschaft neben dem Organträger 
nur Personen beteiligt sind, die ebenfalls 
in das Unternehmen des Organträgers fi-
nanziell eingegliedert sind.

Die Änderung der Rechtsprechung hat 
erhebliche Auswirkungen insbesondere 
auf die sog. typische Ein Personen GmbH 
& Co. KG.

Beispiel:

A ist alleiniger Kommanditist der A GmbH 
& Co. KG. Außerdem ist er alleiniger Ge-
sellschafter und Geschäftsführer der 
Komplementär-GmbH, die nicht am Ver-
mögen der KG beteiligt ist. A vermietet 
an die KG das Grundstück, auf dem diese 
ihren Betrieb unterhält.

A ist als Vermieter Unternehmer. Die KG 
ist in das Vermietungsunternehmen des 
A finanziell eingegliedert, da dieser zu 
100 % an der KG und der A GmbH beteiligt 
ist. Die KG ist organisatorisch eingeglie-
dert, da A sowohl im Vermietungsunter-
nehmen als auch als Geschäftsführer der 
Komplementär-GmbH in der KG das tägli-
che Geschäft beherrscht. Die wirtschaft-
liche Eingliederung ergibt sich daraus, 
dass A der KG das Grundstück überlässt. 
A hat als Organträger die Umsätze der KG 
als Organgesellschaft zu versteuern, ihm 
steht allerdings auch die Vorsteuer der 
KG zu.

Es bleibt abzuwarten, wie die Finanz-
verwaltung auf die Rechtsprechungs-
änderung reagiert, insbesondere in wel-
chem Umfang sie Übergangsregelungen 
schafft.

Untergang von Verlust-
vorträgen bei vorweg-
genommener Erbfolge

Körperschaftsteuerliche Verlustvor-
träge entfallen auch dann, wenn An-
teile im Wege einer vorweggenomme-
nen Erbfolge übergehen. Nach dem 
Wortlaut der gesetzlichen Vorschrift 
ist der Verlustabzug vollständig aus-
geschlossen, wenn innerhalb von 
fünf Jahren mehr als 50 % des ge-
zeichneten Kapitals auf einen Erwer-
ber übergehen. Das gilt auch für eine 
Übertragung im Wege einer vorweg-
genommenen Erbfolge. Die Vorschrift 
ist so auszulegen, dass nur Erwerbe 
durch Erbfall oder Erbauseinanderset-
zungen begünstigt sind.

Der Bundesfinanzhof muss abschlie-
ßend entscheiden.

Scheiden tut weh, aber:
Kosten der Ehescheidung sind 

weiterhin steuerlich absetzbar

Das Finanzamt lehnte die Anerkennung der 
Scheidungskosten als außergewöhnliche 
Belastung ab und verwies auf die Neure-
gelung ab 2013 im Einkommensteuerge-
setz, wonach Prozesskosten in der Regel 
keine solchen Belastungen darstellen. Das 
Finanzgericht Köln befand hingegen, dass 
Rechtsanwalts- und Gerichtsgebühren in 
einem Scheidungsverfahren nicht unter 
den Begriff Prozesskosten fallen. Dies zei-
ge sich aus der für Scheidungsverfahren 
geltenden Verfahrensordnung und aus der 
Grundlage der Neuregelung zum Abzugs-
verbot von Prozesskosten.
Unter diesem Gesichtspunkt hat das Fi-
nanzgericht entschieden, die Scheidungs-
kosten anzuerkennen. Die Revision zum 
Bundesfinanzhof ist zugelassen.
Insoweit ist möglicherweise noch mit einer 
Anrufung des Bundesfinanzhofs zu rech-
nen.
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1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen 

grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Monats 

(auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Sams-

tag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer 

Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge 

erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstel-

lung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

2 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage 

nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte statt-

dessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

3 Für den abgelaufenen Monat.

4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletz-

ten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung für das vor-

angegangene Kalendervierteljahr.

5 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich 

auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats vorgezogen wor-

den. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschrift-

verfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 

die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeits-

tage vor Fälligkeit (d. h. am 25.05.2016 für Mai und am 24.06.2016 für Juni) 

an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale Besonderhei-

ten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung 

durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 

10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. 

Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen 

Tag nach Feiertagen fällt.

Termine Mai und Juni 2016
Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern fällig werden:

Steuerart		  Fälligkeit Mai				    Fälligkeit Juni

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag3	 10.05.2016				    10.06.2016

Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag						      10.06.2016

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 						      10.06.2016

Umsatzsteuer 4		  10.05.2016				    10.06.2016

Ende der Schonfrist durch

	Ü berweisung1 	 13.05.2016 				    13.6.2016

	 Scheck2	 06.05.2016			    	 07.06.2016

Gewerbesteuer		  17.05.2016

Grundsteuer		  17.05.2016

Ende der Schonfrist durch	

	Ü berweisung1 	 20.05.2016

	 Scheck2	 13.05.2016		

Sozialversicherung5		  27.05.2016				    28.06.2016

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag3	 Seit dem 01.01.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der 		

		  darauf entfallende Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer 		

		  erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das 		

		  zuständige Finanzamt abzuführen.

	 	


